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Änderungsantrag zu R-10-V-24

Von Zeile 52 bis 54 einfügen:
Geschlechtergerechtigkeit. Darum setzen wir uns dafür ein, dass wir in der nächsten Wahlperiode ein
Paritätsgesetz umsetzen, das den verfassungsmäßigen Anforderungen gerecht wird, das auf
Landeslisten als auch bei den Wahlkreisen wirkt und Beteiligung jenseits der Geschlechterbinarität
ermöglicht. Damit endlich auch in 

Begründung

In Thüringen wurde die Frage nach der Verfassungsmäßigkeit eines Paritätsgesetzes erstmals
verfassungsgerichtlich geklärt. Der Thüringer Verfassungsgerichtshof entschied am 15. Juli 2020
(VerfGH 2/20), dass das dortige Paritätsgesetz gegen die demokratischen Grundprinzipien der
Wahlgleichheit und der freien Wahl verstoße. Zu dieser gehöre auch das Recht des Wählers mehr
Frauen oder mehr Männer ins Parlament schicken zu wollen.

In Brandenburg stellte das Verfassungsgericht am 23. Oktober 2020 einstimmig die
Verfassungswidrigkeit des brandenburgischen Paritätsgesetzes fest. Das Paritätsgesetz greife in die
Wahlvorschlagsfreiheit der Parteien ein, die passive Wahlrechtsgleichheit sei beeinträchtigt und das
Recht auf Chancengleichheit der Parteien werde verletzt.

Landesausschuss, Bündnis 90/Die Grünen Berlin am Freitag, 16. Dezember 2020
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